
Gestank, vom Kopfe her Karikatur: Mester
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Die Berliner Zeitung zu Kampfdrohnen:
„Waffenroboter, ob zu Luft oder auf
Rädern, sind im Kommen. Russland
hat kürzlich ein solches System für
den Schutz seiner Atomwaffenlager in
Dienst gestellt. Die Koalition will
Kampfroboter völkerrechtlich ächten
lassen. Das ist so nachvollziehbar wie
ehrenwert. Aber angesichts der techni-
schen Dynamik hat Berlin einen stei-
nigenWeg vor sich.“

Die Zeitung zu Italien:
„An Italiens Staatsspitze kommen und
gehen die Silvios, Marios und Matteos.
Nur die Gegnerin heißt immer Angela.
Jetzt hat leider auch Matteo Renzi der
Versuchung nicht widerstehen kön-
nen, sich als starkerMann zu inszenie-
ren, der der Kanzlerin die Stirn bietet.
Mehr Investitionen, mehr Schulden,
weniger Sparen lautet das Credo. Es ist
dasselbe, das Italiens politische Klasse
seit Jahren herunterbetet. Beschert hat
es dem Land eine Jugendarbeitslosig-
keit von 40 Prozent und Europas steils-
ten Schuldenberg. Jetzt alsomehrMat-
teo und weniger Mutti? Man braucht
auch im katholischen Mutterland ei-
nen festen Glauben, um darin die Lö-
sung der italienischenKrise zu sehen.“
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Die Zeitung zumMindestlohn:
„Um so erstaunlicher ist das Schau-
spiel, das Gewerkschaften und Opposi-
tion aufführen. „Durchlöchert“, „aus-
gehöhlt“, „unsozial“ – kein Superlativ
ist ihnen groß genug, um die Ausnah-
men vom Mindestlohn schlechtzure-
den. Dabei hat Arbeitsministerin And-
rea Nahles gar keinen Flickenteppich
geschaffen. Die 8,50 Euro kommen
bundesweit. Spätestens von 2017 an
gelten sie für alle Branchen. Ausnah-
men gibt es nur wenige, und die sind
zumindest teilweise ganz vernünftig.“

Die Zeitung zu Frankreich:
„Vom Erneuerer hat sich Nicolas Sar-
kozy schlagartig in einen Boten des
Niedergangs verwandelt. Das Korrup-
tionsverfahren gegen ihn ist sympto-
matisch für die Verfallserscheinungen
im politischen System Frankreichs.
Von einer untadeligen Republik, wie
sie der Wahlkämpfer Sarkozy einst
versprochen hatte, können die Franzo-
sen nur träumen. Gründervater
Charles de Gaulle hatte sich die Insti-
tutionen der V. Republik maßschnei-
dern lassen in demGlauben, dass seine
Rechtschaffenheit und seine Redlich-
keit keiner Prüfung bedürften. Das ta-
ten sie auch nicht. Doch deshalb plagt
sich Frankreich heute mit einem Sys-
tem, das für die politisch Verantwortli-
chen viel Vertrauen und wenig Kont-
rollen vorhält. Dies gilt erst recht für
den Staatspräsidenten.“
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ @ngeklickt
Was bewegt das Internet? Die Online-
Redaktion der Mittelbayerischen Zei-
tung hält in einer eigenen Rubrik fest,
was ihr bei der Reise durch dasWorld
WideWeb ins Netz gegangen ist.

www.mittelbayerische.de/angeklickt

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Christie’s brachte das zerwühlte Bett
der britischen Künstlerin Tracey Emin
unter den Hammer. Einem Liebhaber
war es gut drei Millionen Euro wert.
www.mittelbayerische.de/video

Zuviel Verkehr, laute
Kreuzfahrtriesen und ge-
plante Bauvorhaben: Die
Bewohner des Unteren
Wöhrd in Regensburg
sind genervt.

●➲ Meistgelesen

01 PromisRoberto Blanco hat bei ei-
nemKelheimer Gerichtsvollzieher Aus-
kunft über sein Vermögen abgegeben.
Er war per Haftbefehl gesucht worden.

02 TragödieWährend ein Bräutigam in
São Paulo auf seine Braut wartet,
bricht er zusammen. Der Mann stirbt.

03 Unfall Nahe Schierling kippt auf der
B 15 ein Tanklastwagen um. Hunderte
Liter Öl laufen aus.

04 Kriminalität Die Polizei Feucht ent-
deckt auf der A 3 einen per Haftbefehl
gesuchtenMann. Erst in Neumarkt en-
det die Verfolgungsjagd.

05 Lärm Verärgerte Bewohner des Un-
terenWöhrd in Regensburg fordern ei-
ne Bürgerversammlung.

06Musik Traditionalisten wollen ver-
hindern, dass LaBrassBanda auf einem
Trachtenfest in Ruhpolding auftreten.

07 Medizin Der Rettungszweckver-
band Landshut und ein Abensberger
Notarzt schließen einen Vergleich im
Streit um den Bereitschafts-Dienstsitz.

08 Einblicke Der SSV Jahn bietet jetzt
Führungen durch die künftige Arena.
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Reaktionen der User:

Wenn ichmeine Ruhe will, muss ich
aufs Land ziehen und nicht in die In-
nenstadt. Sabine

Jeder Innenstadtbewohner ist sich be-
wusst, dass eine Stadt nie schläft. Aber
alles brauchtman sich ja auch nicht
antun, wenn es Lösungen gibt. Wenn
es z. B. für die Schiffe die Möglichkeit
gibt, nachts die Motoren auszuschal-
ten, dann sollte das auch gemacht wer-
den. Doris

-Thema
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rsula von der
Leyen, der viele
nachsagen, sie

wolle die nächste Bun-
deskanzlerinwerden,
ist äußerst ehrgeizig.
Als sie vor einemDrei-
vierteljahr vonAngela
Merkel zur Bundesver-
teidigungsministerin
gemachtwurde, kam
das für viele – auch für
von der Leyen selbst – überraschend.
Die siebenfacheMutter ausNieder-
sachsen ging jedoch sofort ansWerk
undmodelt seitdem die deutsche Ar-
mee zu einer familienfreundlichen
Truppe um,mit Aufstiegschancen für
Frauen, inklusive Kinderbetreuung in
der Kaserne. Auch neuesMobiliar, mo-
derne Flachbild-Fernseher und kosten-
freies Internet hat dieMinisterin ver-
sprochen.

SomancherMilitär stöhnte auf.
Doch von nörgelnden Zweiflern in
Uniform lässt sich die Hobby-Reiterin
von der Leyen schon gar nicht beirren.
Sie zieht die Zügel dann imGegenteil
fester an – und lächelt. Relativ wenig
war von derMinisterin jedoch zu bri-
santen Beschaffungsprojekten zu hö-
ren. Diewaren und sind nämlich fast
einMinenfeld, über dasman sich nur
sehr vorsichtig bewegen sollte. Zu un-
bemanntenHightech-Fliegern, Droh-
nen genannt, äußerte sich die sonst
keineswegswortkarge Politikerinmo-
natelang gar nicht.

Doch dieses Schweigen hat von der
Leyen nun gebrochen. Sie setzt sich
klar für die Beschaffung und den Ein-
satz von sogenanntenKampfdrohnen
durch die Bundeswehr ein. Für ihre Po-
sitionierung hat sie offenbar auch die
Rückendeckung der Kanzlerin. Beides
kommt einigermaßen überraschend,
denn aktuell steht überhaupt kein
neuer Kampfeinsatz der Bundeswehr
an, bei dem bewaffnete Drohnen ge-
braucht würden.

Zugleich beschert von der Leyen
mit ihremVorstoß dem Land eine
hochemotionale und hochmoralische
Grundsatzdebatte über den Sinn, die
Notwendigkeit und zugleich die Ge-

U fahren, diemit den su-
permodernen, aber
höchst umstrittenen
Waffensystemen ver-
bunden sind. Es geht
imKern umdie heikle
Frage, ob solche be-
waffneten „Drohnen“
angeschafft und einge-
setzt werden sollten
oder nicht. Ja, es geht
gewissermaßen um

das „Töten perMausklick“. Diese Ent-
scheidung hat die deutsche Politik zu
be- und verantworten.

Die Erfahrungen der Bundeswehr
mit demumstrittenen Flugobjekt sind
zudem zwiespältig. In Afghanistan
nutzen die deutschen ISAF-Truppen
die Aufklärungsdienste der israeli-
schenHeron-Drohne. Sie hat beim
Schutz der Soldaten gute Dienste ge-
leistet. Allerdings konnten unsere Sol-
daten über dasHigh-Tech-Gerät zwar
sehen, wo sich Taliban-Terroristen ver-
steckten und die Truppe unter Feuer
nahmen. Doch direkt per Kampfdroh-
ne zuschlagen, konnten die Deutschen
nicht. Das können nur die US-Verbün-
deten, die über bewaffnete Drohnen
oder die herkömmlichenMittel der
Luftwaffe verfügen.

DenUS-Drohnen haftet allerdings
der schlimmeMakel an, bei „gezielten
Tötungen“ auch völlig unbeteiligte Zi-
vilisten umgebracht zu haben. Solche
schlimmen „Vorfälle“ jedoch sind
beim Einsatz dieses Kriegsgeräts nie
völlig auszuschließen. Deutschland
steht erst amAnfang einerwichtigen
Debatte.

Dass sich von der Leyen und auch
die Kanzlerin gewissermaßen „vorent-
schieden“ haben, ändert daran nichts.
Kampfdrohnen als solche sind, wie
vieleWaffensysteme, von vornherein
weder gut noch böse. Es kommt ent-
scheidend darauf an, wie undwozu sie
eingesetzt werden, wermit welchem
Ziel den Befehl zumEinsatz dazu gibt.
In Deutschland entscheidet das Parla-
ment auch darüber, ob bewaffnete
Drohnen eingesetzt werden. Nicht et-
wa eineMinisterin imAlleingang.
Und das ist auch gut so.
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KOMMENTAR

RÜSTUNGVon der Leyens Entscheidung für Kampfdrohnen
beschert Deutschland einewichtige Grundsatzdebatte.

Töten perMausklick?
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VON REINHARD ZWEIGLER, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter und Google+
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WEITERE KOMMENTARE

Bildung : Ein neues G9 braucht einen gut
durchdachten Lehrplan und innovative
pädagogische Konzepte. ➤ SEITE 2

Spionage:DieNSAhat einen
bedenklichen Freibrief zur Bespitzelung
von Ausländern erhalten. ➤ SEITE 6

Da kann man sich nur verwundert die
Augen reiben. Mit dem Versprechen,
eine Mietpreisbremse einzuführen,
sind Bundeskanzlerin Angela Merkel
und ihre Partei in den Bundestags-
wahlkampf gezogen. Im Koalitions-
vertrag wurde die Mietpreisbegren-
zung bei Wiedervermietungen zwi-
schen CDU/CSU und SPD fest verein-
bart, und zwar die von der Union favo-
risierte Variante.

Und jetzt, wo es um die Realisie-
rung geht, versuchen CDU/CSU, den
Referentenentwurf von Bundesjustiz-
minister Heiko Maas zu blockieren.
Jetzt ist auf einmal von unkalkulierba-
ren Risiken für Investoren und
schwerwiegenden Eingriffen in die
Rechte von Immobilieneigentümern
die Rede. Sieht man sich aber die Uni-
onsargumente näher an, erkennt man
schnell, dass die Kritikpunkte faden-
scheinig und an den Haaren herbeige-
zogen sind:

Die Unionskritiker wollen dieMiet-
preisbremse auf 5 Jahre befristen. Im
Ergebnis ist das aber unstreitig. Die
Koalitionspartner müssen sich nur
über die Frage einigen, wo die Befris-
tung verankert werden soll, im Bun-
desgesetz oder in den Länderverord-
nungen. Diese Frage kann doch nicht

ernsthaft der Realisierung der Miet-
preisbremse imWege stehen.

Die Mietpreisbremse soll nur in Ge-
bieten mit angespannten Wohnungs-
märkten gelten. Das ist der Fall, wenn
die ausreichende Versorgung der Be-
völkerung mit Mietwohnungen in ei-
ner Gemeinde besonders gefährdet ist.
Vorbild für die Formulierung des Bun-
desjustizministers war ein noch von
der letzten Bundesregierung beschlos-
senes Gesetz. Danach können die Bun-
desländer in Gemeinden mit einem
angespannten Wohnungsmarkt die
Kappungsgrenze von 20 Prozent auf
15 Prozent senken. Vor einem Jahr hat
die Union die Gesetzesänderung der
damaligen FDP-Justizministerin
durchgewunken undmitbeschlossen.

Jetzt üben sie am wortgleichen Vor-
schlag des SPD-Justizministers für die
Bestimmung der angespannten Woh-
nungsmärkte zur Realisierung der
Mietpreisbremse heftige Kritik. Der
Spielraum für die Länder sei zu groß,
es müssten objektive Daten und Zah-
len auf den Tisch. Das nenne ich
scheinheilig.

Die Wiedervermietungsmiete soll
höchstens 10 Prozent über der ortsüb-
lichen Vergleichsmiete liegen dürfen.
Der Union fehlen jetzt rechtssichere
Grundlagen für die Festlegung der Ver-
gleichsmiete und damit für die Bestim-
mung der Mietpreisbremse. Was die
ortsübliche Vergleichsmiete ist, wel-
che Rolle der Mietspiegel spielt, wis-
sen Mieter und Vermieter aber seit
Jahrzehnten. In den 20 Millionen frei
finanzierten Mietwohnungen darf die
Miete immer nur auf die ortsübliche
Vergleichsmiete angehoben werden,
z.B. mit Hilfe eines Mietspiegels. War-
um diese seit über 20 Jahren geltenden
Vorschriften keine rechtssichere
Grundlage für die Mietpreisbremse
sein sollen, leuchtetmir nicht ein.

Die Mietpreisbremse wird nicht für
den Wohnungsneubau gelten und
Modernisierungen, also Investitionen
in den Bestand, sind von der geplanten
Neuregelung ebenfalls nicht betroffen.
Trotzdem argumentieren die Unions-
kritiker, Investitionen in den Woh-
nungsmarkt würden verhindert. Der-
zeit steigen Wohnungsneubau- und
Genehmigungszahlen – trotz einer
nun schon seit einem Jahr andauern-
den Diskussion um die Mietpreis-
bremse. Ich schlage vor, wenig zielfüh-
renden Mutmaßungen zu beenden,
die Mietpreisbremse schnellstmöglich
zu verabschieden und die Wirkungen
nach fünf Jahren zu evaluieren.

WOHNEN ImWahlkampf ver-
sprach die CDU, den Anstieg
derMieten zu begrenzen.
Jetzt wird das Vorhaben von
der Union blockiert.

Mietpreisbremse Fehlanzeige
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➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

LUKAS SIEBENKOTTEN
Der Autor ist Bundesdirektor des Deutschen

Mieterbunds (DMB).
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